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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Juli 2022 
Im Juli 2022 bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen: 
 
Online-Austausch: „Kommunikation mit Behörden“ 
Montag, 11.07.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Finanzierungsmöglichkeiten in 
der ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe“ 
Mittwoch, 13.07.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Zugang zu Hilfen und Unterstüt-
zungsangeboten für Flüchtlinge aus der Ukraine – 
Benachteiligung für andere Flüchtlinge?“ 
Mittwoch, 20.07.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Schulung: „Basisseminar Asylrecht“ 
Donnerstag, 28.07.2022, 17:00 – 20:00 Uhr  
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-
Veranstaltungen können der Website des 
Flüchtlingsrats NRW entnommen werden. 
  
Referent/in „Vernetzung Ehrenamt/Öffentlichkeits-
arbeit“ gesucht 
Ab sofort ist beim Flüchtlingsrat NRW die Stelle 
eines/r Referent/in „Vernetzung Ehrenamt/Öffent-
lichkeitsarbeit“ zu besetzen. Zu den Aufgaben 
gehören u. a. die Entwicklung und Durchführung von 
Workshops und Schulungen, die Entwicklung von 
Maßnahmen zur Förderung und Weiterentwicklung 
bürgerschaftlichen Engagements in der 
Flüchtlingsarbeit sowie die Vernetzung von 
ehrenamtlich tätigen Akteurinnen. Die weiteren 
Aufgaben und Voraussetzungen sind der 
Stellenausschreibung zu entnehmen. Die Vergütung 
erfolgt nach TVL 10. Es handelt sich um eine 
Vollzeitstelle. Die Stelle ist befristet, eine 
Weiterbeschäftigung wird jedoch angestrebt. Eine 
Kurzbewerbung (Anschreiben und Lebenslauf) kann 
bis Sonntag, 31.07.2022, an die E-Mailadresse 
naujoks@frnrw.de gesendet werden. 
 
 
 

Mitarbeiter/in Verwaltung/Buchhaltung gesucht 
Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist beim 
Flüchtlingsrat NRW die Stelle eines/r Mitarbeiter/in 
für Verwaltung und Buchhaltung zu besetzen. Zu den 
Aufgaben gehören u. a. die Buchhaltung, die 
Verwaltung von Drittmitteln und die Erstellung von 
Haushaltsplänen sowie die Durchführung von 
Abrechnungen und das Erstellen von Verwendungs- 
nachweisen. Die weiteren Aufgaben und 
Voraussetzungen sind der Stellenausschreibung zu 
entnehmen. Es handelt sich um eine Teilzeitstelle mit 
19,5 Std./Woche. Die Stelle ist befristet, eine 
Weiterbeschäftigung wird jedoch angestrebt. Eine 
Kurzbewerbung (Anschreiben und Lebenslauf) kann 
bis Sonntag, 31.07.2022, an die E-Mailadresse 
naujoks@frnrw.de gesendet werden. 
 
Vorankündigung: Mitgliederversammlung im 
August 
Der Flüchtlingsrat NRW lädt alle Interessierten und in 
der Flüchtlingsarbeit Engagierten zu seiner 
Mitgliederversammlung am 20.08.2022 im 
Stadtteilzentrum Q1, Halbachstraße 1, 44793 
Bochum, ein. Die Tagesordnung findet sich in Kürze 
auf der Website des Flüchtlingsrats.  
 
Stellungnahme des Flüchtlingsrats NRW zum 
Koalitionsvertrag von CDU und Grünen in NRW 
In einer Pressemitteilung vom 23.06.2022 äußert 
sich der Flüchtlingsrat NRW zu den Vorhaben von 
CDU und Grünen in NRW in den Bereichen 
Migration, Integration und Flucht (Seite 118 – 122) 
im Rahmen des am gleichen Tag vorgestellten 
Koalitionsvertrags. Der Flüchtlingsrat NRW begrüßt 
die positiven Bestrebungen der Parteien, wie den 
Fokus auf den Grundsatz „Bleiberecht vor 
Abschiebung“ oder die Förderung der Einführung 
einer elektronischen Gesundheitskarte in den 
Kommunen, merkt jedoch an, dass diese für die 
erhoffte Wende zu einer bedingungslos solidarischen 
und offenen Flüchtlingspolitik nicht ausreichend 
seien. Die Vorhaben, Schutzsuchende schneller in die 
Kommunen zuzuweisen und die Integrationskurse 
auszuweiten, seien zwar sehr zu begrüßen, die 
entsprechenden Kompetenzen habe jedoch der Bund 
inne. Die Parteien hätten nicht nachdrücklich genug 
auf Verbesserungen innerhalb der Landes-
verantwortung gedrängt. Außerdem bemängelt der 

https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-juni-und-juli-2022.html
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-juni-und-juli-2022.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/202206_Stellenausschreibung_Referentin_Ehrenamt.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/202206_Stellenausschreibung_Verwaltung.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20220623_PM_KoalitionsvertragNRW.pdf
https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE.pdf
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Flüchtlingsrat NRW, dass im Koalitionsvertrag keine 
generelle Abkehr bezüglich der bisherigen 
Abschiebungspraxis vorgesehen sei.
 

 Aus aktuellem Anlass

UNHCR veröffentlicht Global Trends Bericht 2021  
Laut einer Pressemitteilung des UNHCR vom 
16.06.2022 hat das Flüchtlingshilfswerk am gleichen 
Tag seinen jährlichen Weltflüchtlingsbericht „Global 
Trends“ für das Jahr 2021 vorgestellt. Daraus gehe  
hervor, dass die Zahl der weltweit Vertriebenen in 
den letzten 10 Jahren jedes Jahr gewachsen sei und 
mit 89,3 Millionen Menschen Ende 2021 ihren 
Höchststand erreicht habe. Dabei seien insgesamt 
27,1 Millionen Flüchtlinge zu verzeichnen, die Zahl 
der Asylbewerberinnen sei um 11 % auf 4,6 Millio-
nen angestiegen und die Anzahl der Binnenvertrie-
benen auf 53,2 Millionen. Nach Angaben der Welt-
datenbank seien im vergangenen Jahr in 23 Ländern 
mit einer Einwohnerinnenzahl von insgesamt 850 
Millionen Menschen Konflikte mit mittlerer oder ho-
her Intensität verzeichnet worden, die durch Nah-
rungsmittelknappheit, Inflation und die Klimakrise 
weiter verschärft würden. Die Geschwindigkeit und 
das Ausmaß der Vertreibung seien immer noch grö-
ßer als die Möglichkeit, Lösungen für Schutzsu-
chende zu finden, wie beispielsweise deren Rückkehr 
ins Heimatland, Härtefallaufnahmen (Resettlement) 
oder eine lokale Integration. „Wenn die internatio-
nale Gemeinschaft nicht zusammenkommt, um et-
was gegen diese menschliche Tragödie zu unterneh-
men, Konflikte zu lösen und dauerhafte Lösungen zu 
finden, dann wird dieser schreckliche Trend anhal-
ten.“, mahnte Filippo Grandi, Hochkommissar des 
Flüchtlingshilfswerks. 
 
Pride Month im Juni 2022 
Anlässlich des diesjährigen Pride Monats im Juni 
2022 hat die ILGA World (International Lesbian, Gay, 
Bisexual, Trans and Intersex Association) am 
01.06.2022 Videointerviews mit Menschenrechts-
verteidigerinnen aus der ganzen Welt veröffentlicht. 
In den Interviews reflektieren die Befragten über die 
Bedeutung von Pride, teilen ihre ersten Erinnerun-
gen an den Besuch einer Pride-Veranstaltung und 
gehen auf die für dieses Jahr geplanten Veranstal-
tungen ein. Der Standard hat am 20.06.2022 einen 
interaktiven Guide mit Videoreportagen über die 

Menschenrechtslage von LSBTIQ weltweit veröffent-
licht. Mittels visualisierter Daten wird u. a. darge-
stellt, in welchen Ländern Homosexualität abgelehnt 
bzw. akzeptiert wird. Kurze Videos informieren zu-
dem über die Menschenrechtslage in einigen Län-
dern. 
 
Bericht zu vernachlässigten Flüchtlingskrisen welt-
weit  
Am 01.06.2022 hat der Norwegian Refugee Council 
seinen Bericht „The World‘s Most Neglected Dis-
placement Crises 2021“ veröffentlicht, in dem er die 
zehn von der internationalen Gemeinschaft am 
stärksten vernachlässigten Flüchtlingskrisen der Welt 
aufzeigt. Insgesamt seien 41 Krisen weltweit auf 
Grundlage der Kriterien mangelnder politischer Wille 
der internationalen Gemeinschaft bei der Lösungssu-
che, unzureichende Berücksichtigung in den Medien 
und fehlende Finanzierung der humanitären Bedürf-
nisse analysiert worden. Erstmals seien alle Krisen 
auf den ersten zehn Plätzen auf dem afrikanischen 
Kontinent zu verorten. An erster Stelle stehe dabei 
die Krise in der Demokratischen Republik Kongo, die 
zum sechsten Mal in Folge auf der Liste auftauche 
und aktuell 5,5 Millionen Vertriebene verzeichne. 
Burkina Faso stehe mit beinahe 2 Millionen Vertrie-
benen, die vor allem im Norden des Landes vor 
dschihadistischen Angriffen fliehen würden, an zwei-
ter Stelle gefolgt von den Ländern Kamerun, Südsu-
dan, Tschad, Mali, Sudan, Nigeria, Burundi und Äthi-
opien. Vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukra-
ine würden sich die Krisen aufgrund der steigenden 
Weizen- und Treibstoffpreise weiter zuspitzen. Zu-
dem sei zu beobachten, dass finanzielle Hilfen meh-
rerer Geberinnenländer aktuell zu Gunsten der Un-
terstützung von Flüchtlingen aus der Ukraine umge-
leitet würden. 
 
Forderungen zum Weltflüchtlingstag 
Anlässlich des Weltflüchtlingstags am 20.06.2022 hat 
Pro Asyl in einer Pressemitteilung vom gleichen Tag 
die Bundesregierung dazu aufgefordert, sich aktiv für 
den Flüchtlingsschutz in Europa einzusetzen. 

https://www.unhcr.org/dach/ch-de/78365-unhcr-zahl-der-vertriebenen-innerhalb-eines-jahrzehnts-verdoppelt.html
https://www.unhcr.org/publications/brochures/62a9d1494/global-trends-report-2021.html
https://www.unhcr.org/publications/brochures/62a9d1494/global-trends-report-2021.html
https://ilga.org/Pride-Month-2022-celebrating-Pride-around-the-world
https://www.derstandard.at/story/2000136573556/wie-geht-es-den-lgbtq-communitys-weltweit
https://www.nrc.no/globalassets/pdf/reports/neglected-2021/the-worlds-most-neglected-displacement-crises-2021.pdf
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/fluechtlingstag-am-20-6-asylrecht-ist-existenziell-gefaehrdet/
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Deutschland dürfe nicht zulassen, dass aktuell ver-
handelte Rechtsakte auf EU-Ebene menschenrechts-
widriges Vorgehen seitens einiger EU-Staaten legiti-
mieren könnten. So müsse sich Deutschland gegen 
eine verpflichtende Anwendung der Fiktion der 
Nicht-Einreise im Rahmen des von den EU-Innenmi-
nisterinnen am 10.06.2022 beschlossenen Screening-
Verfahrens an der EU-Außengrenzen einsetzen. Eine 
Fiktion der Nicht-Einreise sei letztlich nur durch frei-
heitsbeschränkende bzw. ‑entziehende Maßnahmen 
durchzusetzen und lasse befürchten, dass Haft zum 
Standard an den EU-Außengrenzen werde. Auch auf 
Bundesebene müsse die Regierung konsequenter für 
eine Verbesserung der Situation Schutzsuchender 
einstehen. So sei es zwar zu begrüßen, dass Langzeit-
geduldeten mit dem Chancen-Aufenthaltsrecht eine 
Perspektive geschaffen werden solle, jedoch werde 
dies von unverhältnismäßigen Verschärfungen an 
anderen Stellen, wie beispielweise der verlängerten 
Abschiebungshaft für ausreisepflichtige Straftäterin-
nen überschattet.  

Pro Asyl, die Seebrücke Deutschland, der Flüchtlings-

rat Niedersachsen und die Deutsche Aidshilfe haben 
am 20.06.2022 eine gemeinsame Petition „Zeiten-
wende für Geflüchtete – Mehr Verantwortung wa-
gen“ für eine grundlegende Reform des Asyl- und 
Aufenthaltsrechts gestartet. Dazu fordern sie u. a. le-
gale und sichere Einreisewege, die freie Wahl des 
Schutzlandes, die Berücksichtigung der Bedürfnisse 
von Flüchtlingen bei ihrer Verteilung innerhalb 
Deutschlands, eine Vereinfachung des Familiennach-
zugs, eine liberalere Teilhabe am Arbeitsmarkt und 
einen gleichberechtigten Zugang zu Sozialleistungen.  
Aus einer Pressemitteilung des Statistischen Bundes-
amts anlässlich des Weltflüchtlingstags geht hervor, 
dass 2021 mindestens 3,3 Millionen Menschen in 
Deutschland gelebt hätten, die aus Gründen von 
Flucht, Vertreibung oder auf der Suche nach interna-
tionalem Schutz zugewandert seien, davon seien al-
lein 1,2 Millionen Menschen zwischen 2014 bis 2021 
nach Deutschland gekommen.

Aus den Initiativen 

Demonstration gegen die Errichtung eines Abschie-
bungsgefängnisses am Düsseldorfer Flughafen 
Wie die NRZ am 28.06.2022 berichtete, habe am 
gleichen Tag vor dem Düsseldorfer Landtag eine vom 
Bündnis „Abschiebegefängnis verhindern – in Düs-
seldorf und überall“ initiierte Demonstration gegen 
Abschiebungshaft und den Bau eines Abschiebungs-
gefängnisses am Düsseldorfer Flughafen stattgefun-
den. Anlässlich der Vereidigung Hendrik Wüsts zum 
Ministerpräsident NRWs hätten Demonstrantinnen 
ein klares Bekenntnis der neuen Landesregierung 
aus CDU und Grünen gegen die geplante Errichtung 
des Gefängnisses gefordert.  
 
Flüchtlingshilfe Sprockhövel belegt dritten Platz 
beim NRW-Ehrenamtspreis 
Einer Mitteilung der Flüchtlingshilfe Sprockhövel 
vom 09.06.2022 zufolge hat die Initiative mit ihrem 
„Refoodgee Day“ beim NRW-Ehrenamtspreis den 
dritten Platz in der Kategorie „Dialog“ gewonnen. 
Der Verband engagierte Zivilgesellschaft in NRW      
e. V. (VEZ) zeichne seit 2017 jährlich gemeinnützige 
Projekte mit dem Preis aus. Im Rahmen des „Re-
foodgee Days“, den die Flüchtlingshilfe unter dem 
Motto „Aus Fremden werden Freunde“ bereits zum 
dritten Mal veranstaltet habe, würden Flüchtlinge 

aus Sprockhövel in ihren privaten Wohnungen Gäs-
ten landestypische Spezialitäten in geselliger Atmo-
sphäre anbieten. Auch in diesem Jahr solle die Ak-
tion stattfinden. 
 
Offener Brief der Seebrücken-Gruppen NRW an die 
Grünen   
In einem offenen Brief an die Grünen in NRW vom 
30.05.2022 haben Seebrücken-Gruppen aus NRW 
gefordert, die fluchtpolitischen Versprechen im 
Wahlprogramm der Grünen nachdrücklich in die Ko-
alitionsverhandlungen mit der CDU einzubringen. In 
dem von 20 Lokalgruppen unterzeichneten Schrei-
ben wird zudem darauf gedrängt, alle landespoliti-
schen Spielräume für eine humanitäre Aufnahme 
von Flüchtlingen zu nutzen und NRW, wie verspro-
chen, zu einem sicheren Hafen zu gestalten. 
 
Spendenaktion für die Seenotrettungseinsätze der 
„Sea-Eye 4“ 
Im Rahmen der Spendenaktion "Bochum rettet" 
wird zur Unterstützung der Einsätze des deutschen 
Seenotrettungsschiffs „Sea-Eye 4“ aufgerufen. Wie 
die WAZ am 17.06.2022 berichtete, seien zwei Mo-
nate nach Beginn der Aktion bereits ca. 25.000 Euro 
zusammengekommen. Die Stadt Bochum werde die 

https://www.change.org/p/zeitenwende-f%C3%BCr-gefl%C3%BCchtete-mehr-verantwortung-wagen?utm_source=share_petition&utm_medium=custom_url&recruited_by_id=02473490-f09f-11ec-b55d-65caf2b78d98
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/06/PD22_N036_12411.html
https://www.nrz.de/staedte/duesseldorf/duesseldorfer-buendnis-will-abschiebegefaengnisse-verhindern-id235748307.html
https://abschiebegefaengnis-verhindern.de/
https://abschiebegefaengnis-verhindern.de/
https://fluechtlingshilfe-sprockhoevel.de/aktuelles-liste/ehrenamtspreis-fuer-refoodgee-day-fluechtlingshilfe-belegt-dritten-platz
https://www.instagram.com/p/CeMHHOtjjqD/?hl=de
https://sea-eye.org/bochum-rettet/?deinestadtrettet-bochum
https://www.waz.de/staedte/bochum/bochum-rettet-schon-25-000-euro-fuer-seenotrettung-demo-id235647617.html
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gesammelten Spenden mit bis zu 30.000 € verdop-
peln. 

 Europa 

EU-Innenministerinnen einigen sich auf Reform der 
EU-Migrationspolitik  
Das ZDF berichtete am 10.06.2022, die EU-Innenmi-
nisterinnen hätten sich am gleichen Tag auf zwei Ge-
setzesvorhaben zur Stärkung des Schutzes der euro-
päischen Außengrenzen geeinigt. Dabei handle es 
sich zum einen um ein neues Verfahren zur Identifi-
kation Schutzsuchender an den EU-Außengrenzen 
und zum anderen um eine Reform der Eurodac-Da-
tenbank zur Abnahme von Fingerabdrücken. Zukünf-
tig solle bereits an der Grenze entschieden werden 
können, ob ein Schutzstatus in Betracht komme. Zu-
dem sei zur Entlastung der Länder Griechenland, Zy-
pern, Italien, Malta und Spanien ein Solidaritäts-Me-
chanismus geplant, an dem sich die EU-Länder frei-
willig beteiligen könnten. Unterstützung solle den 
Mittelmeerländern durch die Übernahme von 
Flüchtlingen, im Rahmen finanzieller Hilfen oder 
Sachleistungen zukommen. Der Mechanismus sei zu-
nächst auf ein Jahr begrenzt. Laut Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser sollen in dieser Zeit mindes-
tens 10.000 Menschen auf andere EU-Staaten ver-
teilt werden. Einheitliche Regelungen für den Infor-
mationsaustausch zwischen den nationalen Polizei-
behörden und einen einfacheren Zugang beispiels-
weise zu DNA und Fingerabdrücken seien ebenfalls 
festgelegt worden. In einer Pressemitteilung vom 
gleichen Tag hat Pro Asyl die Gesetzentwürfe als „fa-
tales Zeichen für den Schutz von Menschenrechten 
an Europas Außengrenzen“ bezeichnet. Der geplante 
Solidaritätsmechanismus verdeutliche die doppelten 
Standards bei der Aufnahme Schutzbedürftiger. „An-
statt allen die Möglichkeit einzuräumen, in dem Land 
ihrer Wahl Schutz zu suchen, muss für Geflüchtete, 
die nicht aus der Ukraine kommen, bereits eine mög-
liche Verteilung auf andere Mitgliedstaaten als die 
Ersteinreiseländer hart erkämpft werden.“, sagte 
Wiebke Judith, rechtspolitische Sprecherin der Orga-
nisation. Pro Asyl äußert zudem die Sorge, dass 
durch die im Vorschlag der Screening-Verordnung 
enthaltene Fiktion der Nicht-Einreise die Inhaftie-
rung von Flüchtlinge zum Standard an den Außen-
grenzen werden könne. Zudem würden durch die 
Reform des Schengener Grenzkodex die illegalen 

„Pushbacks“ einiger Mitgliedstaaten legitimiert. „An-
statt diese menschenrechtswidrigen und oft brutalen 
Zurückweisungen auf den Tisch zu bringen, werden 
Mitgliedstaaten wie Polen, die weiterhin an der 
Grenze zu Belarus hart gegen Schutzsuchende vorge-
hen, in ihrer flüchtlingsfeindlichen Politik durch den 
heutigen Beschluss sogar unterstützt“, so Judith. Vor 
diesem Hintergrund fordert Pro Asyl das Europäische 
Parlament auf, die vorgesehenen Verschärfungen 
abzulehnen.  
 
EMRK: Keine Überstellung im Rahmen der „Asyl-
partnerschaft“ zwischen Großbritannien und        
Ruanda 
Wie aus einer Pressemitteilung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom 
15.06.2022 hervorgeht, ist am 14.06.2022 der ge-
plante Flug eines irakischen Asylbewerbers am glei-
chen Tag von Großbritannien nach Ruanda durch 
eine einstweilige Verfügung vorläufig ausgesetzt 
worden. Fünf weitere Asylbewerberinnen, die im 
Rahmen der „Asylpartnerschaft“ zwischen Großbri-
tannien und Ruanda mit dem gleichen Flug abge-
schoben werden sollten, hätten ebenfalls einen An-
trag auf einstweilige Verfügung gestellt. Dies führte 
laut einer Mitteilung des Spiegels vom 14.06.2022 
zu einer kurzfristigen Absage des geplanten Flugs 
nach Ruanda. In einer Pressemitteilung vom 
14.06.2022 bezeichnete Pro Asyl die für den gleichen 
Tag geplante Abschiebung von Großbritannien nach 
Ruanda als „gefährlichen Präzedenzfall“. Das Verei-
nigte Königreich entziehe sich mit der Auslagerung 
des Verfahrens und des Schutzes nach Ruanda seiner 
Verantwortung. Ruanda sei ein autoritär regierter 
Staat, in dem es auch laut BMZ „erhebliche Defizite 
in den Bereichen Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit“ gebe. Wie die Tagesschau am 22.06.2022 be-
richtete, wolle die britische Regierung den EGMR 
nicht mehr als letzte Instanz in Menschenrechtsfra-
gen akzeptieren. Die Entscheidungshoheit solle zu-
künftig der Supreme Court innehaben und einstwei-
lige Verfügungen des EGMR in Großbritannien nicht 
mehr bindend sein, wie der britische Justizminister 
Dominic Raab mitgeteilt und im Parlament in London 

https://www.zdf.de/nachrichten/politik/eu-migrationspolitik-reform-fortschritte-100.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-zur-einigung-im-rat-der-innenministerinnen/
https://twitter.com/ECHR_CEDH/status/1537131622390177793
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Schnellinfo/Schnellinfo_05_2022.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Schnellinfo/Schnellinfo_05_2022.pdf
https://www.spiegel.de/ausland/grossbritannien-sagt-umstrittenen-abschiebeflug-nach-ruanda-ab-a-7f96d873-abc6-48b2-bbb7-755090de3f36
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-uebt-scharfe-kritik-an-auslagerung-des-fluechtlingsschutzes-nach-ruanda/
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/grossbritannien-menschenrechte-gerichtshof-101.html
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einen entsprechenden Gesetzentwurf vorgestellt 
habe.  
Der UNHCR kommt in einer Analyse vom 08.06.2022 
zur Rechtmäßigkeit und Angemessenheit der Ver-
bringung von Asylsuchenden im Rahmen des im April 
2022 beschlossenen Abkommens zwischen dem Ver-
einigten Königreich und Ruanda zu dem Schluss, dass 
dieses nicht im Einklang mit der Genfer Flüchtlings-
konvention stehe. Laut Flüchtlingshilfswerk sei das 
ruandische Asylsystem noch in der Entwicklung und 
verfüge nicht über ausreichende Kapazitäten, um zu-
sätzliche Anträge von aus Großbritannien überstell-
ten Flüchtlingen zu bearbeiten. In seiner Analyse 
geht der UNHCR auf verschiedene Mängel des ruan-
dischen Systems ein, die einem fairen Asylverfahren 
auf Basis internationaler Standards entgegen stün-
den. Der UNHCR äußert große Sorge, dass aus Groß-
britannien überstellten Schutzsuchenden weder ein 
angemessenes Asylverfahren noch eine adäquate 
und sichere Unterbringung in Ruanda ermöglicht 
werde. Großbritannien versuche durch das Abkom-
men seine Verantwortung für die Schutzgesuche von 
Flüchtlingen zu umgehen, eine solche Externalisie-
rung internationalen Schutzes sei rechtswidrig. Der 
UNHCR erinnert zudem an die Bedenken, die er be-
reits im Rahmen der Überstellungsvereinbarung zwi-
schen Israel und Ruanda geäußert habe. Im Rahmen 
eines „freiwilligen Ausreiseprogrammes“ der israeli-
schen Regierung seien von Dezember 2013 bis Juni 
2017 ca. 4.000 Eritreerinnen und Sudanesinnen nach 
Ruanda und Uganda abgeschoben worden. Da in Ru-
anda weder für die adäquate Sicherheit Schutzsu-
chender noch für eine dauerhafte Lösung ihrer Not-
lage gesorgt worden sei, sei es zu gefährlichen Wei-
tereisen innerhalb Afrikas oder nach Europa gekom-
men. In einem Artikel vom 23.06.2022 lässt der BBC 
einige der damals von Israel nach Ruanda überstell-
ten Schutzsuchenden zu Wort kommen.  
 
Tod am Grenzzaun in Melilla 
Wie die Tagesschau am 25.06.2022 berichtete, hät-
ten nach Angaben der marokkanischen Behörden am 
Vortag rund 200 Flüchtlinge versucht, die Grenzanla-
gen zwischen Marokko und der spanischen Exklave 
Melilla zu überwinden. 18 dieser Flüchtlinge seien 
bei dem Versuch gestorben, viele seien festgenom-
men worden. Laut eines Artikels des Standards vom 
26.06.2022 würden Bilder, die in den sozialen Netz-
werken oder von spanischen Medien veröffentlicht 
worden seien, zeigen, dass es seitens der spanischen 

Guardia Civil zu gewaltsamen „Pushbacks“ gekom-
men sei. Neun spanische und marokkanische NGOs 
würden nun eine Untersuchung der Vorfälle fordern. 
Auch die Landesflüchtlingsräte und Pro Asyl verurtei-
len in einer Pressemitteilung vom 29.06.2022 die 
Gewalteskalation am Grenzübergang in Melilla sowie 
deren Verharmlosung durch den spanischen Regie-
rungschef Sanchez und EU-Ratspräsident Charles Mi-
chel und fordern von der Bundesregierung, sich für 
die Beendigung der EU-Kooperation mit Marokko bei 
der Grenzabwehr einzusetzen.   
 
Aussetzung von Dublin-Überstellungen aufgrund 
des Ukraine-Kriegs  
Wie einer Mitteilung des Informationsverbunds 
Asyl & Migration vom 01.06.2022 zu entnehmen ist, 
lehnen osteuropäische Staaten aufgrund der hohen 
Anzahl von Flüchtlingen aus der Ukraine zum Teil die 
(Rück-)Übernahme von Personen ab, die im Rahmen 
des Dublin-Verfahrens überstellt werden sollen. Ent-
sprechendes hätten nach Informationen des däni-
schen Flüchtlingsrats (Danish Refugee Council, DRC) 
Polen, die Slowakei, Rumänien und Tschechien er-
klärt. Rumänien wolle jedoch in dringenden Einzel-
fällen Ausnahmen machen. Für Bulgarien seien keine 
Informationen verfügbar. Bei den Verwaltungsge-
richten würde unterschiedlich beurteilt, ob Dublin-
Bescheide deshalb rechtswidrig seien. Der Informati-
onsverbund Asyl & Migration hat auf seiner Website 
eine Übersicht zur Sachlage und Rechtsprechung zu 
den einzelnen Ländern zusammengestellt, die Hin-
weise für die Beratungspraxis geben soll.  
 
Menschenrechtsverletzungen gegen Schutzsu-
chende in Kroatien 
In einem Artikel vom 09.06.2022 berichtet Pro Asyl 
am Beispiel von Kroatien über Menschrechtsverlet-
zungen an den EU-Außengrenzen und das Ausblei-
ben ernsthafter Konsequenzen für verantwortliche 
Einsatzkräfte und Politikerinnen. Pro Asyl unter-
stütze aktuell eine Gruppe von afghanischen Flücht-
lingen, die im Oktober 2020 beim Überqueren der 
bosnisch-kroatischen Grenze von der kroatischen Po-
lizei aufgegriffen worden sei. Die Flüchtlinge seien im 
Anschluss an einen Gerichtstermin von den kroati-
schen Sicherheitskräften an maskierte Personen in 
schwarzen Uniformen übergeben worden, die sie 
massiv körperlich misshandelt haben sollen. Nach-
dem das kroatische Centre for Peace Studies im De-
zember 2020 einen Antrag auf strafrechtliche Ermitt-
lungen gestellt habe, sei die Staatsanwaltschaft in 

https://www.unhcr.org/62a317d34
https://www.unhcr.org/news/press/2017/11/5a0f27484/unhcr-concerned-israels-refugee-relocation-proposals.html
https://www.bbc.com/news/world-61882542
https://www.tagesschau.de/ausland/afrika/melilla-migranten-tote-101.html
https://www.derstandard.de/story/2000136909007/schwere-vorwuerfe-nach-ansturm-von-migranten-auf-melilla
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20220629_Gemeinsame_PM_Gewalt_an_der_Grenze_zu_Melilla.pdf
https://www.asyl.net/view/uebersicht-auswirkungen-des-ukraine-krieges-auf-dublin-ueberstellungen
https://www.asyl.net/view/uebersicht-auswirkungen-des-ukraine-krieges-auf-dublin-ueberstellungen
https://www.proasyl.de/news/pro-asyl-unterstuetzt-betroffene-von-pushbacks-und-polizeigewalt-in-kroatien/
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Kroatien eineinhalb Jahre untätig geblieben. Pro Asyl 
fordert nun die Wiederaufnahme der Ermittlungen 
und unterstützt die sich mittlerweile in Deutschland 
aufhaltenden Betroffenen bei ihrem Asylverfahren 
und ihrer strafrechtlichen Vertretung in Kroatien. 
Dass Kroatien nach Einschätzung des Europäischen 
Rats alle Voraussetzungen zu Aufnahme in den 
Schengen-Raum erfülle, sei vor dem Hintergrund be-
obachteter Menschenrechtsverletzungen, die auch 
durch Medienberichte, zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und den Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) belegt seien, zweifelhaft. Not-
wendig sei vielmehr die Einleitung eines Vertragsver-
letzungsverfahrens gegen Kroatien seitens der EU-
Kommission.  
 
Seenotrettung auf dem Mittelmeer 
Das Migazin berichtete am 27.06.2022, dass meh-
rere Rettungsschiffe auf die Zuweisung eines siche-
ren Hafens warten würden. Von den insgesamt 304 
Flüchtlingen auf der „Sea-Watch 4“ befinde sich der 
Großteil schon seit über einer Woche an Bord des 
Schiffes. Ebenso warteten 156 aus Seenot befreite 
Männer, Frauen und Kinder auf der „Ocean Viking“ 
und 59 Flüchtlinge an Bord der „Louise Michel“ da-
rauf, an Land gehen zu können. 19 Schutzsuchende 
auf dem kleineren und normalerweise nur für Be-
obachtungen eingesetzten Schiff „Nadir“ hätten 
nach einer Wartezeit von über 90 Stunden in Lampe-
dusa das Schiff verlassen können. Laut Migazin sei 
zudem dem der Organisation „Sea-Watch“ zugehöri-
gen Rettungsschiff „Aurora“ nach Beendigung seines 
ersten Einsatzes von der britischen Agentur für See- 
und Küstenwache ein Auslaufverbot mit der Begrün-
dung erteilt worden, dass der Geltungsbereich der 

Schiffszertifizierung auf Großbritannien beschränkt 
sei. Das Rettungsschiff, das laut „Sea-Watch“ jedoch 
auch im Ausland fahren dürfe, sei nun in Lampedusa 
festgesetzt.  
Laut einem Artikel des Migazin vom 16.06.2022 
habe die „Sea-Eye 4“ in vier Einsätzen im Juni ca. 500 
Menschen aus Seenot befreit. Bei einem Einsatz in 
der Nacht vom 15. auf den 16.06.2022 habe das Ret-
tungsschiff Schutzsuchende aus einem beschädigten 
Schlauchboot aufgegriffen, von denen viele Verät-
zungen durch die Vermischung von auslaufendem 
Kraftstoff mit Meerwasser erlitten hätten. Staatliche 
Akteurinnen hätten auf den Notruf der Organisation 
„Alarm Phone“ keine Reaktion gezeigt.  
Am 09.06.2022 berichtete das Migazin, dass Sophie 
Beau von der Organisation SOS Mediterranee die im-
mer längeren Wartezeiten kritisiere, die die Ret-
tungsschiffe bis zur Zuweisung eines sicheren Hafens 
überbrücken müssten. So sei die Wartezeit im Ver-
gleich zu 2021 um durchschnittlich zwei Tage auf 8,2 
Tage im laufenden Jahr 2022 angestiegen.  
Am 10.06.2022 hat der UNHCR laut Angaben eines 
Sprechers des Flüchtlingshilfswerks eine neue Da-
tenvisualisierung zu Mittelmeerüberquerungen von 
Flüchtlingen nach Europa veröffentlicht. Es werde 
deutlich, dass sich die Anzahl der Überquerungen im 
Vergleich zu 2015 zwar verringert habe, es jedoch zu 
immer mehr Todesfällen bei den Überfahrten 
komme. 2021 hätten insgesamt 123.300 Personen 
das Mittelmeer überquert, etwa 3.231 Personen 
seien im Mittelmeer und im Nordwestatlantik als tot 
oder vermisst auf See gemeldet worden. Zum Ver-
gleich seien 2020 bei 95.800 Überquerungen 1.881 
Todes- bzw. Vermisstenfälle verzeichnet worden.  

Deutschland 

Gesetzentwurf zur Einführung eines Chancen-Auf-
enthaltsrechts 
Am 27.05.2022 hat das Bundesministerium des Inne-
ren und für Heimat (BMI) seinen Referentenentwurf 
zur Einführung eines Chancen-Aufenthaltsrechts ver-
öffentlicht. In einer dazugehörigen Synopse (Stand: 
07.06.2022) finden sich Details zu den geplanten Än-
derungen im Aufenthaltsrecht. Am 16.06.2022 hat 
Pro Asyl eine Stellungnahme zum Referentenent-
wurf veröffentlicht, in der sich die Organisation für 

eine Überarbeitung des Gesetzesvorschlags aus-
spricht. Um in Zukunft Kettenduldungen zu vermei-
den, müsse die vorgesehene Stichtagsregelung 
(01.01.2022) entfallen oder der Stichtag zumindest 
mit dem Inkrafttreten der Regelung korrespondie-
ren, da bis zu diesem Zeitpunkt wahrscheinlich viele 
weitere Flüchtlinge seit fünf Jahren in Deutschland 
leben würden. Zudem setze der Referentenentwurf 
die Vorgaben des Koalitionsvertrags nicht ausrei-
chend um und weise verschiedene Konstruktionsfeh-
ler auf. So werde im Entwurf nicht von der Erfüllung 

https://www.migazin.de/2022/06/27/mehr-fluechtlinge-bord-seenotretter-hafen/
https://www.migazin.de/2022/06/16/unglueck-sea-eye4-fluechtlinge-mittelmeer/
https://www.migazin.de/2022/06/09/lange-wartezeiten-zwei-rettungsschiffe-fluechtlinge/
https://www.unhcr.org/news/briefing/2022/6/62a2f90a1a/unhcr-data-visualization-mediterranean-crossings-charts-rising-death-toll.html
https://storymaps.arcgis.com/stories/07502a24ce0646bb9703ce96630b15fa
https://storymaps.arcgis.com/stories/07502a24ce0646bb9703ce96630b15fa
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/220527_Vorpaket_Referentenentwurf.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/Synopse_Chancen-Aufenthaltsrecht_ausgewaehlte_Para_arbdok.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aufenthalt/PRO-ASYL_Stellungnahme-zum-Entwurf-eines-Gesetzes-zur-Einfuehrung-eines-Chancen-Aufenthaltsrechts.pdf
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der Passpflicht abgesehen, womit viele der potentiell 
begünstigten Personen vom Chancen-Aufenthalts-
recht ausgeschlossen würden, da sich die Passbe-
schaffung oft als problematisch gestalte. Ausge-
schlossen würden auch Personen und deren ge-
samte Familie, deren Abschiebung aufgrund ver-
meintlich falscher Angaben oder Täuschung über 
ihre Identität ausgesetzt sei. Auf Basis des aktuellen 
Entwurfs und vor dem Hintergrund der unklaren 
wirtschaftlichen Entwicklungen infolge des Ukrainek-
riegs sei zu befürchten, dass viele Menschen nicht 
alle Voraussetzungen, wie etwa die Lebensunter-
haltssicherung oder hinreichende mündliche 
Deutschkenntnisse, für einen Wechsel ins Bleibe-
recht erfüllen könnten. Aus diesem Grund sollte in 
solchen Fällen die Möglichkeit zur Verlängerung des 
Chancen-Aufenthaltsrechts eingeräumt werden. Pro 
Asyl merkt u. a. weiter an, dass auch die im Koaliti-
onsvertrag vorgesehene Öffnung der Integrations-
kurse sowie das Absehen vom Erfordernis einfacher 
deutscher Sprachkenntnisse beim Ehegattennachzug 
in dem Entwurf nicht entsprechend umgesetzt wür-
den.  
Am 17.06.2022 haben auch der Bundesfachverband 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (BumF), Ju-
gendliche ohne Grenzen (JoG) und Terre des Hom-
mes eine gemeinsame Stellungnahme zum Geset-
zesentwurf für das Chancen-Aufenthaltsrecht mit Fo-
kus auf für geflüchtete Kinder und Jugendliche be-
sonders relevante Aspekte veröffentlicht. Zentrale 
Chancen zur konkreten Verbesserung der Lebenssi-
tuation von geflüchteten Kindern, Jugendlichen und 
ihrer Familien würden nicht genutzt. So kritisieren 
die Organisationen die Beschränkungen, die u. a. 
durch die Regelungen zur Passbeschaffung, Straffäl-
ligkeit von Familienmitgliedern oder falsche Angaben 
zur Identität geschaffen würden. Auch müsse inte-
grierten Minderjährigen und jungen Volljährigen ein 
verbindlicher Anspruch auf einen Aufenthaltstitel ge-
währt werden, anstatt dies dem Ermessen der Aus-
länderbehörden zu überlassen. Die Organisationen 
bemängeln auch, dass bestehende Regelungen nicht 
ausreichend miteinander verknüpft seien. So sei 
nicht verständlich, warum die Übergänge vom Chan-
cen-Aufenthaltsrecht in Aufenthaltstitel nach §§ 18a, 
19d und vor allem 25a AufenthG nicht in den Gesetz-
entwurf aufgenommen worden seien. 
Auch die Bundesrechtsanwaltskammer hat sich in ei-
ner Stellungnahme vom Juni zum Gesetzentwurf ge-
äußert. Sie begrüßt, dass durch das Chancen-Aufent-

haltsrecht Perspektiven für Menschen mit einer Dul-
dung geschaffen würden, verweist jedoch in zehn 
Punkten auf verschiedene Unzulänglichkeiten der 
geplanten Änderungen im Aufenthaltsgesetz. 
 
Zivilgesellschaftliche Forderungen an die Innenmi-
nisterinnen-Konferenz 
In einer Pressemitteilung vom 02.06.2022 hat sich 
Pro Asyl gemeinsam mit dem Bundesfachverband 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (BumF), Ju-
gendliche ohne Grenzen (JoG), dem Bayerischen und 
dem Würzburger Flüchtlingsrat mit der Forderung an 
die Innenministerinnen-Konferenz vom 01.06 – 
03.06.2022 gerichtet, für ein sofortiges Bleiberecht 
und die Aufnahme von Flüchtlingen in Deutschland 
zu sorgen. Für die 242.000 Flüchtlinge, die aktuell 
mit dem unsicheren Status der Duldung in Deutsch-
land lebten, würden die im Koalitionsvertrag ver-
sprochenen Veränderungen im Bleiberecht, vor al-
lem das Chancen-Aufenthaltsrecht, zwar Perspekti-
ven schaffen, jedoch werden laut Wiebke Judith von 
Pro Asyl aktuell weiterhin Menschen abgeschoben, 
die von diesen Bleiberechtsreglungen profitieren 
könnten. Dem müsse kurzfristig durch Abschiebungs-
verbote oder Vorgriffserlasse und langfristig durch 
die Umsetzung der Regelungen auf Bundesebene 
Einhalt geboten werden. Lennart Scholz vom BumF 
fordert zudem, von der engen Vorstellung einer „gu-
ten Integration“, die meist nur auf Erfolg in der 
Schule und Lohnarbeit basiere, abzurücken und die 
„vielfältigen Arten in dieser Gesellschaft anzukom-
men, sich zu engagieren und einzubringen“ anzuer-
kennen. Robina Karimi, Sprecherin bei JoG, spricht 
sich für funktionierende und unbürokratische Bun-
des- und Landesaufnahmeprogramme und eine Re-
form und Beschleunigung des Ortskräfteverfahrens 
sowie die Berücksichtigung gefährdeter Familienan-
gehöriger bei der Aufnahme aus Afghanistan aus. 
Anlässlich der Innenministerinnen-Konferenz hat Pro 
Asyl zudem in einem Artikel vom 02.06.2022 die 
wichtigsten flüchtlingspolitischen Anliegen zusam-
mengefasst, die in den Zuständigkeitsbereich der 
Bundesländer fallen. Dazu gehört neben den Forde-
rungen zu Aufnahmen gefährdeter Afghaninnen und 
der Umsetzung der Bleiberechtsregelungen auch die 
Forderung nach Gleichbehandlung aller vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehenden Menschen.  
 
 
 

https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2022/06/stn-ge-chancenbleiberecht.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2022/stellungnahme-der-brak-2022-27.pdf
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/zivilgesellschaftliche-forderungen-an-die-innenministerinnen-konferenz/
https://www.proasyl.de/news/pro-asyl-stellt-forderungen-an-die-konferenz-der-innenministerinnen-der-laender/
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Forderung nach gesetzlichen Regelungen für die Be-
darfe von Flüchtlingen mit Behinderungen 
In einer Pressemitteilung vom 16.06.2022 hat das 
Deutsche Institut für Menschenrechte gravierende 
Mängel bei der Identifizierung, der Unterbringung 
und der gesundheitlichen Versorgung von Flüchtlin-
gen mit Behinderungen angeprangert und von Bund 
und Ländern die Umsetzung klarer Vorgaben zu de-
ren Identifizierung sowie die gesetzliche Veranke-
rung der Bedarfe behinderter Menschen im Kontext 
des Aufnahmeverfahrens gefordert. Britta Schlegel, 
Leiterin der Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention des Instituts, erklärte, dass Flücht-
lingen mit Behinderungen zwar die notwendigen me-
dizinischen Leistungen zustehen würden, diese je-

doch nur auf Antrag und nach behördlichem Ermes-
sen bewilligt würden. Dies führe oft dazu, dass Be-
troffenen Leistungen spät oder gar nicht gewährt 
würden, wodurch sich Beeinträchtigungen ver-
schlimmern und teilweise irreversible Folgeschäden 
entstehen könnten. Für Flüchtlinge aus anderen Län-
dern als der Ukraine sei der Zugang zu notwendigen 
Leistungen der Eingliederungshilfe über das Asylbe-
werberleistungsgesetz oft gar nicht möglich. Aus die-
sem Grund fordert das Deutsche Institut für Men-
schenrechte die adäquate Versorgung aller Flücht-
linge unabhängig von ihrem Herkunftsland. Weitere 
Informationen und Empfehlungen des Deutschen In-
stituts für Menschenrechte finden sich in einem Po-
sitionspapier (Stand: Juni 2022).  

 

Nordrhein-Westfalen 

Neue Flüchtlingsministerin für NRW 
Wie einer Pressemitteilung der Landesregierung 
NRW vom 29.06.2022 zu entnehmen ist, habe NRW-
Ministerpräsident Hendrik Wüst am gleichen Tag 
sein neues Landeskabinett vorgestellt. Das Ministe-
rium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 
Flucht und Integration (MKJFGFI) übernehme Jose-
fine Paul. Laut einer Pressemitteilung des MKJFGFI 
vom 29.06.2022 sei die studierte Historikerin seit 
2010 Abgeordnete und seit Oktober 2020 Fraktions-
vorsitzende der Grünen im Landtag NRW gewesen. 
Staatssekretär im Ministerium sei von nun an Lorenz 
Bahr-Hedemann.  
 
Verhinderte Abschiebung eines Mannes nach Sri 
Lanka 
In einer Presseinformation vom 24.06.2022 berich-
tete das Projekt „Abschiebungsreporting NRW“ des 
Komitees für Grundrechte und Demokratie e. V. über 
die geplante Abschiebung eines Mannes aus der 
Hafteinrichtung Büren nach Sri Lanka am Montag, 
den 27.06.2022. Der seit elf Jahren in Deutschland 

lebende Tamile sei in Sri Lanka Opfer von Folter ge-
worden und habe aufgrund dieser Erfahrung 
schwere psychische Probleme entwickelt. Ihm drohe 
bei einer Rückkehr nach Sri Lanka zudem politische 
Verfolgung. Auch generell sind laut Sebastian Rose 
vom „Abschiebungsreporting NRW“ Abschiebungen 
in das Land nicht vertretbar, da dort Menschen-
rechte missachtet würden und die Versorgungslage 
aufgrund der wirtschaftlichen Probleme sehr 
schlecht sei. Zudem würden durch die Abschiebung 
des Mannes die Zusagen des „Chancen-Aufenthalts-
recht“ untergraben, da der Mann entsprechende Vo-
raussetzungen erfülle. Vor diesem Hintergrund 
mahnt Rose die schnelle Umsetzung des Geset-
zesentwurfs bzw. den Erlass einer Vorgriffsregelung 
für NRW an. Laut einer Mitteilung auf der Website 
des Internationalen Menschenrechtsvereins Bremen 
e. V. vom 24.06.2022 ist der Mann am gleichen Tag 
auf Druck der Unterstützerinnen und seiner Rechts-
anwältin aus der Abschiebungshaft entlassen wor-
den. 

 

Rechtsprechung und Erlasse 

EU-Generalanwalt: Aussetzung von Dublin-Verfah-
ren wegen Coronapandemie war rechtswidrig 
Auf ein Vorabentscheidungsersuchen des deutschen 
Bundesverwaltungsgerichts prüft der Europäische 

Gerichtshof (EuGH) in den Rechtssachen C 245/21 
und C 248/21, ob eine Aussetzung von Dublin-Ver-
fahren durch einen Mitgliedstaat eine Unterbre-

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/gefluechtete-menschen-mit-behinderungen-regelungen-zur-identifikation-unterbringung-und-versorgung-gesetzlich-verankern
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufnahme_von_Fluechtlingen/Position_Bedarfe_von_gefluechteten_MmB.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufnahme_von_Fluechtlingen/Position_Bedarfe_von_gefluechteten_MmB.pdf
https://www.land.nrw/pressemitteilung/ministerpraesident-hendrik-wuest-ernennt-sein-neues-landeskabinett
https://www.mkffi.nrw/ministerin-josefine-paul-uebernimmt-amtsgeschaefte-im-ministerium-fuer-kinder-jugend-familie
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/externe_Pressemitteilungen/2022-06-24_PI_Steinfurt_Abschiebung_Folteropfer_nach_Sri_Lanka_stoppen.pdf
https://humanrights.de/de/4836
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260209&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3874874
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chung der Überstellungsfrist bewirkt. Das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hatte auf-
grund der Coronapandemie vom 25.03.2020 bis zum 
15.06.2020 Dublin-Verfahren unter Berufung auf Art. 
27 Abs. 4 der Dublin‑III‑Verordnung mit der Begrün-
dung ausgesetzt, dass die Vollziehung der Überstel-
lungen angesichts der Entwicklung der Co-
vid‑19‑Pandemie nicht möglich sei. Die Vorschrift 
räumt Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein, die 
Durchführung der Überstellungsentscheidung bis 
zum Abschluss des Rechtsbehelfs oder der Überprü-
fung auszusetzen. In seinen Schlussanträgen vom 
02.06.2022 wirft der Generalanwalt am EuGH die 
Vermutung auf, dass das BAMF die Vollziehung der 
Überstellungsentscheidungen während der Co-
vid‑19‑Pandemie ausgesetzt haben könnte, um ei-
nen Übergang der Zuständigkeit nach Ablauf der 
Sechsmonatsfrist zu verhindern. Laut Generalanwalt 
stellt ein solches Motiv für sich allein jedoch keinen 
rechtmäßigen Grund dar, der eine Unterbrechung 
der Überstellungsfrist rechtfertigen kann. Diese 
könne lediglich durch das Interesse der betroffenen 
Person an der Klärung der Rechtmäßigkeit der Über-
stellungsentscheidung durch eine Justizbehörde be-
gründet werden. Auch könne die Covid-19-Pandemie 
nicht als Fall von „höherer Gewalt“ zur Begründung 
der Aussetzung der Frist durch den Mitgliedstaat 
herangezogen werden. Nach Ansicht des Generalan-
walts obliegt es dem Bundesverwaltungsgericht, die 
Gründe festzustellen, die die Verwaltung dazu veran-
lasst haben, die Durchführung der betreffenden 
Überstellungsentscheidungen auszusetzen. In einem 
Artikel vom 03.06.2022 beleuchtet Pro Asyl die Hin-
tergründe des Verfahrens und Einschätzung des EU-
Generalanwalts genauer.  
 
 
 
 
 

BGH: Übersetzung der Abschiebungsandrohung 
Mit Beschluss XIII ZB 18/21 vom 05.04.2022 ent-
schied der Bundesgerichtshof (BGH), dass die Aus-
länderbehörde nicht dazu verpflichtet ist, Auslände-
rinnen, die unerlaubt in das Bundesgebiet eingereist 
sind oder wegen einer strafrechtlichen Verurteilung 
ausgewiesen worden sind, eine Abschiebungsandro-
hung in Form eines Standardformulars mit Erläute-
rungen in mindestens fünf der am häufigsten ver-
wendeten oder verstandenen Sprachen gemäß § 77 
Abs. 3 Satz 5 AufenthG zukommen zu lassen. Im Fall 
eines albanischen Staatangehörigen war die Wirk-
samkeit seiner Abschiebungsandrohung wegen des 
fehlenden Erhalts eines entsprechenden Formulars 
in Frage gestellt worden. Stattdessen kann sich die 
zuständige Ausländerbehörde laut BGH auch an § 77 
Abs. 3 Satz 1 bis 3 der Vorschrift halten, nach der 
Ausländerinnen auf Antrag kostenfrei eine Übertra-
gung der Abschiebungsandrohung und der Rechts-
behelfsbelehrung in mündlicher oder schriftlicher 
Form in einer für sie verständlichen Sprache erhalten 
können.  
 
SG Köln: Übernahme der Passbeschaffungskosten 
nach § 21 Abs. 6 SGB II 
Mit Urteil S 15 AS 4356/19 vom 17.05.2022 hat das 
Sozialgericht (SG) Köln entschieden, dass Passbe-
schaffungskosten für zugewanderte Menschen nach 
§ 21 Abs. 6 SGB II zu übernehmen sind, wenn das 
Jobcenter die Vorlage des Passes zur Leistungsvo-
raussetzung macht. Im vorliegenden Fall hatte der 
Kläger, der Leistungen zur Grundsicherung nach SGB 
II bezieht, die Erstattung der von der Schwedischen 
Botschaft erhobenen Kosten für die Beschaffung ei-
nes Reisepasses und Ausweises gefordert. Nachdem 
das Jobcenter Köln die Erstattung der Kosten abge-
lehnt hatte, entschied das SG Köln, dass bei dem Klä-
ger ein unabweisbarer besonderer Bedarf besteht 
und ihm demnach ein einmaliger Mehrbedarf zu-
steht.

Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Mai 2022 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 08.06.2022 die Asylzahlen für den 
Mai 2022 veröffentlicht. Im letzten Monat wurden 
insgesamt 14.881 Asylanträge gestellt, davon 12.877 
Erstanträge und 2.004 Folgeanträge. Dies entspricht 

einem Anstieg der Anzahl der Asylerstanträge um 
13,4 % im Vergleich zum Vormonat. Im Mai hat das 
BAMF über die Asylanträge von 22.218 Personen 
(April 2022: 16.434) entschieden.  
 

https://www.proasyl.de/news/eu-generalanwalt-aussetzung-von-dublin-verfahren-wegen-corona-pandemie-war-rechtswidrig/
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=4ee57c4b17828e0549235dc369bafea5&nr=129569&pos=19&anz=22
https://harald-thome.de/files/pdf/2022/SG%20K%C3%B6ln%2017.5.2022%20-%20S%2015%20AS%204356-19.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220608-asylgeschaeftsstatistik-mai-2022.html
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UNHCR aktualisiert Datenportal zu Flüchtlingsbe-
wegungen in der Ukraine 
Laut einer Pressemitteilung des UNCHR vom 
09.06.2022 hat das Flüchtlingshilfswerk der Verein-
ten Nationen sein Datenportal zu durch den Krieg in 
der Ukraine verursachten Flüchtlingsbewegungen 
aktualisiert. Bis zum 07.06.2022 seien ca. 7,3 Millio-

nen Grenzübertritte aus der Ukraine und 2,3 Millio-
nen Rückübertritte ins Land registriert worden. Nach 
Angaben nationaler Behörden seien in ganz Europa 
etwa 4,8 Millionen Flüchtlinge aus der Ukraine regis-
triert worden, davon hätten 3,2 Millionen vorüber-
gehenden Schutz oder einen ähnlichen nationalen 
Schutzstatus beantragt.  

 

Materialien

Informationen zum Visumsverfahren beim Famili-
ennachzug für Flüchtlinge aus Afghanistan 
Der DRK-Suchdienst hat in einer tabellarischen Über-
sicht (Stand: 01.06.2022) zum Thema Visumsverfah-
ren beim Familiennachzug für Flüchtlinge aus Afgha-
nistan aktuelle Informationen zu den Zuständigkei-
ten der deutschen Auslandsvertretungen in Pakistan, 
Indien und dem Iran, den Voraussetzungen für die 
Einreise in das jeweilige Land sowie zur Registrierung 
für einen Termin zur Beantragung des Visums zu-
sammengestellt. 
  
DAAD Förderprogramm für vor dem Krieg in der Uk-
raine flüchtende Studierende aus Subsahara-Afrika 
Im Rahmen eines vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
geförderten Stipendienprogrammes bietet der Deut-
sche Akademische Austauschdienst (DAAD) Master-
studierenden aus Subsahara-Afrika, die vor dem 
Krieg in der Ukraine fliehen mussten, die Möglich-
keit, ihr Studium an einer Hochschule in ihrem Hei-
matland oder ihrer Heimatregion fortzusetzen bzw. 
abzuschließen. Die Bewerbungsfrist für das Studien-
jahr 2022/2023 ist der 04.07.2022. Weitere Informa-
tionen sowie die Präsentation der Informationsver-
anstaltung vom 15.06.2022 können der Website des 
DAAD entnommen werden.  
 
Leitfaden zum Schutz vor Gewalt gegen Frauen 
In Zusammenarbeit mit Pro Asyl und anderen Orga-
nisationen hat der Dachverband der Migrantinnenor-
ganisationen (DaMigra) einen Leitfaden (Stand: März 
2022) zum Schutz vor Gewalt gegen Frauen und Kin-
der aus der Ukraine entwickelt. Flyer auf Englisch, 
Russisch und Ukrainisch enthalten Kontaktmöglich-
keiten im Falle von Gewalt, sexuellem Missbrauch, 
Menschenhandel sowie Informationen für schwan-
gere Frauen.  
 

MIDEM Policy Brief Ungarn und Fluchtmigration aus 
der Ukraine  
Das Mercator Forum Migration und Demokratie (MI-
DEM) hat in einem aktuellen Policy Brief „Ungarn 
und Fluchtmigration aus der Ukraine“ (Stand: April 
2022) Informationen zu den bisherigen Entwicklun-
gen der Flüchtlingsaufnahme und -integration in Un-
garn zusammengetragen. Die Angaben basieren auf 
Daten der ungarischen Behörden sowie Auswertun-
gen von Befragungen und Medienberichten. 
 
Materialien zu Abschiebungen für Heilberuflerinnen 
Der Arbeitskreis Flucht und Asyl des Vereins Interna-
tionale Ärzt*innen für die Verhütung des Atomkrie-
ges – Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e. V. 
(IPPNW) stellt auf seiner Website für Menschen aus 
Gesundheitsberufen verschiedene Materialien zum 
Thema Abschiebung zur Verfügung: 
1. Einen Flyer zur Dokumentation von Abschiebun-
gen aus stationärer Behandlung 
2. Eine Empfehlungen für heilberuflich Tätige in Ab-
schiebungssituationen 
3. Eine Checkliste für ärztliche Stellungnahmen und 
Atteste für von Abschiebungen bedrohte Personen 
zur Vermeidung von Fehlern 
4. Ein Abschiebereport (Stand: 2020) zu den gesund-
heitlichen Folgen von Abschiebungen. 
5. Verschiedene Artikel zum Thema Abschiebung im 
Magazin IPPNW-Forum 164/2020 
 
Factsheet für Betroffene von weiblicher Genitalver-
stümmelung/Beschneidung 
Der Flüchtlingsrat Niedersachsen hat im Rahmen des 
Projekts AMBA ein neues factsheet zum Thema „Be-
troffenheit von FGM/C (Female Genital Mutila-
tion/Cutting) als Schutzgrund – Was tun, wenn das 
BAMF einen Nachweis verlangt?“ (Stand: Mai 2022) 
veröffentlicht, in dem Informationen für Betroffene 
weiblicher Genitalverstümmelung/Beschneidung u. 

https://www.unhcr.org/news/press/2022/6/62a0c6d34/unhcr-updates-ukraine-refugee-data-reflecting-recent-movements.html
https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine#_ga=2.235735747.37288236.1655569857-1833344660.1652266459
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Familiennachzug/Zustaendigkeit_Afghanische_FZ_Visa_Antragstellung_und_Termin-Registrierung.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Familiennachzug/Zustaendigkeit_Afghanische_FZ_Visa_Antragstellung_und_Termin-Registrierung.pdf
https://www.daad.de/en/the-daad/what-we-do/sustainable-development/funding-programmes/funding-programmes-for-students-a-z/icir-africa-ukraine/
https://www.damigra.de/meldungen/leitfaden-schutz-vor-gewalt-fuer-frauen-und-kinder/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/EU-Politik/TUD_MIDEM_PolicyBrief_2022-4_Ungarn_und_die_Fluchtmigration_aus_der_Ukraine.pdf
https://www.ippnw.de/soziale-verantwortung/flucht-asyl.html?pointer=9&cHash=91de608f59ce595008476ac29345427c
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/Flyer_Keine_Abschiebungen_Krankenhaus-2.pdf
https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Soziale_Verantwortung/IPPNW-Empfehlung_Abschiebung.pdf
https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Soziale_Verantwortung/Checkliste_AErztliche_Stellungsnahme.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/Report_Gesundheitliche-Folgen-Abschiebung_FINAL_web.pdf
https://issuu.com/ippnw/docs/forum164_web
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2022/05/2022-03-24_factsheet_FGM_C.pdf
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a. zu möglichen Aufenthaltsrechten sowie Attesten 
und Nachweisen zusammengestellt sind.   
 
Psychosozialer Versorgungsbericht 2022 „Flucht & 
Gewalt“ 
Die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychoso-
zialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer BafF e. 
V. hat ihren Psychosozialen Versorgungsbericht 
„Flucht & Gewalt“ (Stand: 2022) herausgegeben. Un-
ter anderem analysieren die Autorinnen diskriminie-
rende Strukturen und Praktiken, mit denen Flücht-
linge in Deutschland konfrontiert sind und formulie-
ren Visionen und konkrete Forderungen zur Verbes-
serung der Situation Schutzsuchender in Deutsch-
land. Der Bericht umfasst zudem Interviewbeiträge 
zu den Themen „Kooperation zwischen den PSZ und 
der gesundheitlichen Regelversorgung“ und „Sprach-
mittlung in der Gesundheitsversorgung“. In diesem 
Rahmen werden auch Diskurse und Praktiken in an-
deren Ländern vorstellt und Möglichkeiten der Wei-
terentwicklung diskutiert.  
 
Engagement afghanischer und syrischer Diaspora-
Organisationen  
Der Sachverständigenrat für Integration und Migra-
tion (SVR) hat in einem Policy Brief „Neue Diaspora? 
Engagement und transnationale Netzwerke der af-
ghanischen und syrischen Communities in Deutsch-
land“ (Stand: Juni 2022) eine Analyse des zivilgesell-
schaftlichen und transnationalen Engagements der 
afghanischen und syrischen Communities in 
Deutschland vorgenommen. Es werden Zahlen und 
Fakten zur afghanischen und syrischen Bevölkerung 
in Deutschland dargestellt und im Rahmen zweier 
wissenschaftlicher Expertisen zur afghanischen und 

syrischen Community in Deutschland über erste Er-
gebnisse zu den Strukturen und Tätigkeitsfeldern der 
Diaspora-Organisationen informiert.  
 
Newsletter Abschiebungsreporting NRW 
Im Rahmen des Projekts „Abschiebungsreporting 
NRW“ hat das Komitee für Grundrechte und Demo-
kratie im  Juni 2022 seinen fünften Newsletter mit 
Berichten zu vollzogenen, verhinderten und drohen-
den Abschiebungen sowie Rechtsprechungen und Er-
lassen herausgegeben. Die Newsletter sind auf der 
Website des Grundrechtekomitees nachzulesen. 
 
Dokumentarfilm „Flee“ 
In dem animierten Dokumentarfilm „Flee“ wird 
nach wahrer Begebenheit die Geschichte des homo-
sexuellen Amin erzählt, der in den 1990er aus Afgha-
nistan nach Dänemark geflohenen sei.  
Thematisiert werden die Flucht aus Afghanistan, das 
Ankommen in der neuen „Heimat“, aber auch der 
persönliche Umgang Amins mit der eigenen sexuel-
len Orientierung. Der Film steht noch bis zum 
28.07.2022 in der Arte Mediathek zur Verfügung.  
 
Podcast zur Situation an Europas Grenzen 
Im Rahmen des Spotify Podcast „Memento Moria - 
Was heute an Europas Grenzen passiert“ themati-
siert die Journalistin Sham Jaff zusammen mit der 
Reporterin Franziska Grillmeier und ihrem Team die 
Situation von Flüchtlingen an Europas Grenzen. Der 
achtteilige Doku-Podcast ist am 09.06.2022 gestartet 
und erscheint jeden Donnerstag. 
 

 

Termine 

Informationsveranstaltung, 30.06.2022: Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.: "FRONTEX schiebt 
ab", 19:00 – 21:30 Uhr in Köln. Weitere Informationen hier.  
 
Mahnwache, 04.07.2022: AfghanistanNotSafe KölnBonn: "Mahnwache für Afghanistan", 18:00 – 19:00 Uhr 
auf dem Bahnhofsvorplatz in Köln. Weitere Informationen hier.  
 
Online-Veranstaltung, 06.07.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Alles, was recht ist? Eine kritische 
Bewertung der Bedeutung und der Grenzen des Völkerrechts im Ukraine-Krieg", 18:00 – 20:15 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch, 11.07.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Kommunikation mit Behörden", 17:00 – 18:30 Uhr. Wei-
tere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2022/06/BAfF_Versorgungsbericht-2022.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/06/SVR-Policy-Brief-2022-1_Diaspora.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/06/Pool_Expertise_fuer-SVR-Policy-Brief-2022-1.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/06/Ragab_Expertise_fuer-SVR-Policy-Brief-2022-1.pdf
https://www.grundrechtekomitee.de/fileadmin/user_upload/2022-06__5_NEWS_Abschiebungsreporting_NRW.pdf
https://www.grundrechtekomitee.de/details?tx_ggnews_newsdetailsplugin%5Baction%5D=details&tx_ggnews_newsdetailsplugin%5Buid%5D=1163&cHash=f79fa448cb371da5a84d3aa311f2d100
https://www.arte.tv/de/videos/075801-000-A/flee/
https://open.spotify.com/show/5wWxhWzI2YFyc47JF0mNIZ
https://www.grundrechtekomitee.de/termin?tx_ggnews_eventdetailsplugin%5Baction%5D=details&tx_ggnews_eventdetailsplugin%5Bcontroller%5D=Event&tx_ggnews_eventdetailsplugin%5Buid%5D=52&cHash=9ad34f69700385e8c3e5838a9f05182a
https://www.facebook.com/events/327639142748056/?ref=newsfeed
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Online-Austausch, 13.07.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Finanzierungsmöglichkeiten in der ehrenamtlichen 
Flüchtlingshilfe", 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Veranstaltung, 14.07.2022: Die AGs „Migration, Flucht, Rassismuskritik" und „Geschlechterfor-
schung" der Bergischen Universität Wuppertal: "Einrichtung des Bildungsraumes „Flucht – Gewalt – Ge-
schlecht“", ab 12:30 Uhr. Weitere Informationen hier.  
 
Online-Austausch, 20.07.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Zugang zu Hilfen und Unterstützungsangeboten für 
Flüchtlinge aus der Ukraine – Benachteiligung für andere Flüchtlinge? ", 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informa-
tionen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Veranstaltung, 26.07.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Wirtschaft macht Politik - Die geoöko-
nomischen Verflechtungen Deutschlands mit den Diktaturen Russland und China", 18:00 – 20:15 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Schulung, 28.07.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Basisseminar Asylrecht", 17:00 – 20:00 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Fachtagung, 16.08.2022: AWO Unterbezirk Dortmund: "Kinderarmut bekämpfen - Kinderrechte stärken - 
Chancengerechtigkeit herstellen Ansätze für die pädagogische Arbeit", 09:00 – 15:30 Uhr. Anmeldung unter 
j.wenzel@awo-dortmund.de. 
 
Mittwoch-Talk, 17.08.2022: Runder Tisch NRW gegen Beschneidung von Mädchen: "Weibliche Genitalbe-
schneidung und der Islam - Missverständnisse klären", 17:00 – 19:00 Uhr. Zum Anmeldeformular.  
 
Online-Veranstaltung, 17.08.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Hilfe für die Seele - Zur Bedeutung 
der psychotraumatologischen Interventionen in der Arbeit mit Kriegsflüchtlingen", 18:00 – 19:30 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Seminar, 18.08.2022: Das Internationale Bildungs- und Begegnungswerk e.V. in Dortmund (IBB e.V.): 
"Krieg, Flucht und die Folgen - Kommunikationsstrategien für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der 
Bildungsarbeit", 14:00 – 17:30 Uhr. Anmeldung unter fokus@ibb-d.de. 
 
Workshop, 01.09.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Leichte Sprache in 
der Beratung", 10:00 – 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Workshop, 15.09.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Umgang mit ge-
flüchteten Frauen*, die geschlechtsspezifische/sexualisierte Gewalt erlebt haben", 10:00 – 17:00 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier.  
 
Mittwoch-Talk, 28.09.2022: Runder Tisch NRW gegen Beschneidung von Mädchen: "Nach der Wahl: Wie ist 
die Macht verteilt?", 17:00 – 19:00 Uhr. Zum Anmeldeformular.  
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